Von dieſem Blatte erſcheint wöchentlich (Donnerſtags) ein halber Bogen. 
Der Praͤnumerationspreis iſt 20 Ar für das Jahr. 


128. Durch die Verordnung vom 30. Juli 1853 und die Inſtruction vom 15. 
November 1853, welche mittelſt unſerer Bekanntmachung vom 31. Jauuar d. J. (Extraordinaire 
Beilage zum Amtsblatt von dieſem Jahre Stück 9) zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden, 
iſt an die Stelle des verſchiedenartigen bei der Einziehung öffentlicher Abgaben bisher beobach— 
teten Verfahrens, ein gleichmäßiges Verfahren eingeführt, und es erſcheint zur Aufrechterhaltung 
dieſes längſt erwünſchten einheitlichen Verfahrens nothwendig, in Vetreff der Einziehung der di- 
recten Steuern auf Einiges aufmerkſam zu machen, gleichzeitig auch wegen Einziehung der Poſt— 
gefälle Auweiſung zu ertheilen. a 9 

Schon mehrfach, und namentlich durch unſere Eircular-Verfügung vom 6. September 
1849 (F. A. II. 525 iſt in Erinnerung gebracht, daß die örtliche Einziehung der Grund-, 
Klaſſen- und Gewerbeſteuer den Gemeinden obliegt; das Geſetz vom 1. Mai 1851, betreffend 
die Einführung der Klaſſenſteuer, ordnet, in Uebereinſtimmung mit den in unſerer oben erwähn— 
ten Circular-Verfügung vom 6. September 1849 angeführten, altern, geſetzlichen Beſtimmungen, 
an, (§ 13) daß der Steuerempfänger (Ortserheber) für diejenigen Steuern ſelbſt verantwortlich 
iſt, bei denen er den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution nicht nachweiſen kann. 

Die Verordnung vom 30. Juli 1853 fest dieſen geſetzlichen Zuſtand voraus; da 
derſelbe aber noch nicht überall beſteht, fo iſt deſſen Herſtellung das erſte, unumgänglich noth— 
wendige Erforderniß Behufs Ausfuhrung der Verordnung. Die Schwierigkeiten welche derſelben 
bisher entgegengeſtellt worden, müſſen ſchwinden, weil landesherrliche Verordnungen und Ge— 
ſetze ausgeführt werden müffen, und es wird um fo leichter möglich ſeyn, durch Ernennung von 
Erckutoren dem Geſetze zu genügen, als eines Theils ſchon in einzelnen Gemeinden in Folge des 


Geſetzes vom 14. Mai 1852, über die vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen § 3 


und Reglement dazu vom 30. September 1852, § 12, die Anſtellung eines Gemeindedieners Statt 
gefunden hat, andern Theils die Gemeinden auch wegen anderer Gefälle, z. B. der Kommu⸗ 
nallaſten, Exekutionen anzuordnen genöthigt ſind. 

Die Ausführung der geſetzlichen Vorſchrift, daß die Gemeinden ſelbſt die Einziehung der 
Grund-, Klaſſen- und Gewerbeſteuer zu beſorgen haben, ſoll nicht zu einer größeren Beläftigung, 
ſondern zur Erleichterung der Steuerpflichtigen führen, da die Gemeindebehörden die von ihnen 
angeſtellten Erekutoren überwachen können und, vermöge ihrer Bekanntſchaft mit den Verhältniffen 
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der Steuerpflichtigen, diejenigen welche wirklich unvermoͤgend ſind vor nur nutzloſen Verationen 
bewahren, diejenigen aber, welche ihrer geſetzlichen Pflicht: Steuer zu entrichten, nachkommen 
können, mit Ernſt dazu anzuhalten im Stande find. Tritt den Gemeinden entſchieden böfer 
Wille oder gar Widerſetzlichkeit entgegen, dann werden die Herren Landräthe ihnen, fo weit 
es erforderlich iſt, Beiſtand gewähren und die Gemeinden in Ausführung der ihnen geſetzlich 
zuſtehenden exekutiviſchen Maßregeln unterſtützen. 

Es iſt demnach für jede Gemeinde oder wenn eine Gemeinde dazu nicht im Stande 
iſt, für mehrere Gemeinden, nach § 2 der Verordnung vom 30. Juli 1853 ein Exekutor (Steuer— 
diener) anzuſtellen, und nach § 4 der Verordnung zu vereiden. 


Da in den Städten bereits Exekutoren angeſtellt find, fo iſt hier nur noch in Bezug 


auf die ländlichen Gemeinden zu bemerken, daß die Wahl und Anſtellung der Erekutoren den 
Ortsgerichten obliegt, welche entweder die bereits augeſtellten Gemeindediener, oder die bei Königlichen 


Behörden augeſtellten Erekutoren, mit Genehmigung der vorgeſetzten Behörden, oder Invaliden, 


welche neben den Erekutionsgebühren die Invalidenpenſion beibehalten, oder andere geeignete 


Perſonen anſtellen konnen. In Betreff der Qualifikation der Anzuſtellenden genügt es hier anf | 


die den letztern obliegenden wichtigen Pflichten aufmerkſam zu machen; die Herren Landräthe, 
denen die Controle über die Ausführung dieſer Anordnung übertragen wird, werden zu über- 
wachen haben, daß nicht untüchtige oder unzuverläßige Menſchen zu dem wichtigen Geſchaͤſte 
eines Gemeinde-Exekutors berufen werden. Wir erwarten in 8 Wochen die Anzeige der Herren 
Landräthe darüber, daß dieſe Verfügung ausgeführt iſt, oder daß und aus welchen Gründen 
dies in einzelnen Gemeinden nicht hat geſchehen können, um zur Aufrechthaltung des Geſetzes 
das Erforderliche anzuordnen. 

Die Kreis-Steuer-Kaſſen werden von nun an der Vorſchrift § 13 des Geſetzes vom 
1. Mai 1851 gemäß unerfahren und alſo die Ortseinnehmer oder Orts vorſteher für alle 
Steuerreſte verantwortlich machen, von denen ſie den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos 
verhängte Exekution nicht nachweiſen koͤnnen. 

Zu den einzelnen Beſtimmungen der Verordnung und der Inſtruktion iſt Folgendes er- 
laͤuternd oder zuſätzlich zu bemerken. § 1. 2. der Verordnung, § 1. der Inſtruktion. 


Nach einer Ulebereinkunft mit der hieſigen Königlichen Ober-Poſt-Direction ſollen die 


Poſtgefälle, wenn es deren exekutiviſcher Einziehung bedarf, durch die bei den Königlichen Kreis— 
Kaſſen angeſtellten Erekutoren eingezogen werden; die betreffenden Poſtanſtalten haben nach Maf- 
gabe der am 2. Auguſt 1852 von dem Herrn Ober-Poſt-Director erlaffenen, jetzt wieder in 
Kraft tretenden Circular-Verfuͤgung Nachweiſungen der erekutiviſch einzuziehenden Poſtgefalle den 
Herren Landräthen zu überſenden, von denen die Kreis-Steuer-Kaſſen den Auftrag zum Zwangs— 
verfahren erhalten. § 2 der Inſtruktion. 

Die der vorgeſetzten Behörde vorbehaltene Controle darüber: „ ob die mit der Erhebung 
der Steuern u. ſ. w. beauftragten Behörden oder Beamten ſich bei der Einziehung ſaumfelig 
oder fahrlaͤſſig beweiſen,“ wird hierdurch den Herren Landrathen übertragen. Letztere ſind alſo 
befugt, wegen derjenigen Gefälle, welche die Ortserheber als uneinziehbar bezeichnen, nochmals 
die Erekution zu verhaͤngen. Bei dieſer, nur als Controle des Ortserhebers und Ortserckutors 
anzuſehenden Exekution iſt von der Vorausſetzung auszugehen, daß der Ortsexekutor die in den 
§§ 8 u. f. der Verordnung vorgeſchriebenen Grade des Zwangsverfahrens bereits verſucht hat, 
und daß alſo, wenn ſich dennoch pfandbare Gegenſtände vorfinden, der Schuldner dieſe vor 
dem Ortsexekutor verheimlicht hat; es bedarf daher hierbei der in § 8 der Verordnung vorge 
schriebenen Mahnung nicht, ſondern der vom Landrath beauftragte Exekutor kann ſofort, wenn 
er pfandbare Gegenſtände vorfindet, die Pfändung ausführen, 

Sollte ſich bei dieſem Verfahren ein ſtattgefundenes, unerlaubtes Zuſammenwirken des 
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Schuldners und Ortsexekutors ergeben, fo iſt darüber dem Landrath fofort zur weiteren Veran 
laſſung Anzeige zu machen. N 

Verordnung § 8. N 

Die für die Zahlung der Klaſſen- und klaſſificirten Einkommen⸗Steuer durch das Geſetz vom 
1. Mai 1851, § 13, liur. b und e beſtimmten Friſten haben durch die Verordnung vom 30. 
Juli 1853 nicht erweitert werden ſollen, wie ſchon aus § 5 der Verordnung gefolgert werden 
kann. Für dieſe Steuern bedarf es auch, nach unſerer Circular-Verfügung vom 9. Mai d. J. 
nicht neuer, für jeden Schuldner auszufertigender Mahnzettel, weil nach § 11 der Inſtruc— 
tion über die Veranlagung der Klaſſenſteuer vom 8. Mai 1851 jeder Steuerpflichtige von dem 
Betrage der auf ihn veranlagten Steuer durch einen Auszug aus der Steuerrolle bereits benach— 
richtigt ſeyn muß. Die erſte Mahnung der Klaſſenſteuerpflichtigen kann daher durch Vorzeigung 
allgemeiner Reſtenverzeichniſſe geſchehen. Dem Ortsvorſtande und dem Ortserheber iſt jedoch 
freigeſtellt, auch für die erſte Mahnung das in der Verordnung vorgeſchriebene Verfahren beizu— 
behalten. 

§ 19 der Inſtruktion. § 36, 37 der Verordnung. 

Unter Hinweiſung auf den § 13 der Verordnung bringen wir in Erinnerung, daß an 
den Ortsexekutor fo wenig als an den Kreis-Steuerkaſſen-Exekutor Zahlungen geleiſtet werden 
dürfen; auch die Exekutionsgebühren ſind nicht an dieſe zu zahlen. Alle Zahlungen ſind ent— 
weder an den Ortserheber zu leiſten, oder in Gegenwart des Exekutors verpackt, zur Poſt zu 
befördern. 

Die Formulare zu Mahnzetteln, Pfaͤndungsbefehlen und Pfaͤndungsprotokollen, ebenſo 
die Dienſtſchilder und Amtsſiegel der Exekutoren werden wir beſorgen, ſobald der Bedarf bei 
uns angezeigt iſt; ſoweit den Gemeinden obliegt die Exekution auszuführen haben fie die Koften 
zu tragen und zwar aus denjenigen 4 Procent die ſie für die Veranlagung und Erhebung 
der Steuern, welche die erckutiviſche Einziehung in ſich ſchließt, erhalten. 

Oppeln, den 7. Juli 1854. 


Königliche Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der directen Steuern, Domainen und Forſten. 
An ſaͤmmtliche Herrn Landräthe, Magiſträte und 5 
Kreis-Steuer-Kaſſen. 
F. A. 394 a. Il. 


Indem ich vorſtehende Circular-Verfügung zur Kenntniß der Ländlichen Ortsbehörden 
bringe, weile ich dieſelben an, mit der Anſtellung der Exekutoren ungeſäumt vorzugehen. Die 
Anſtellung derfelben kann beſonderen Schwierigkeiten nicht unterliegen, da die Funktion der länd- 
lichen Exekutoren mit der Funktion der bereiks vorhandenen Gemeindediener (Ordonanzen) ſich 
vereinigen läßt, die Gemeinden ohnedies zur Einziehung der rüͤckſtändigen Abgaben Exekutions- 
maßregeln anzuwenden genöthigt find, und endlich mit dieſer Anordnung den Gemeinden eine 
neue Leiſtung nicht auferlegt wird, da der anzuſtellende Executor die in dem Tarife vom 30. Juli 
v. J. (extraordinaire Beilage zum Amtsblatt pro 1854, Stück 9) beſtimmten Gebührenſaͤtze für 
Ausführung feiner Geſchafte zu beanſpruchen hat und daher anzunehmen iſt, daß eine ſonſtige 
Beſoldung von den Gemeinden nirgend oder doch nur in hochſt ſeltenen Fällen beanſprucht werden 
wird. Grundſatzlich ſoll für jede Gemeinde ein Executor angeſtellt werden, doch konnen auch 
mehrere Gemeinden, etwa nach den vorhandenen Polizei- oder Gemeindeſchreiber- Bezirken, ſich 
zur gemeinſchaftlichen Anſtellung eines Exekutors vereinigen, ebenſo bleibt es den Ortsbehoͤrden 
überlaſſen, mit den vorhandenen Steueramts-Exekutoren ein Abkommen zu ſchließen und dieſen, 
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falls fie dazu geneigt find, die Einziehung der Steuer-Reſte zu übertragen. In denjenigen 
Fällen, wo die Bildung von Exekutionsbezirken vorgezogen wird, muß jedoch als Norm feſtge— 
ſtellt werden, daß ein ſolcher Bezirk durchſchnittlich nicht über eine halbe Quadratmeile und 
2 bis 3000 Seelen umfaſſe, damit der Exekutor bei Einziehung der Reſte ſeinen Bezirk raſch 
durch gehen kann. Um Erceſſe zu vermeiden, beſtimme ich, daß der anzuſtellende Executor bei 
Vollſtreckung der Execution ſtets von einem Ortsgerichtsmitgliede begleitet ſein muß. Da ferner 
von dieſen Executoren nicht verlangt werden kann, daß ſie die ſchriftlichen Arbeiten, z. B. Pfän— 
dungs- und Auktionsprotokolle, oder Berichte über Widerſetzlichkeit ꝛc. ſelbſt fertigen, fo muß die 
Anfertigung derſelben vom Ortsgerichte reſp. Gemeindeſchreiber auf Grund des mündlichen Rap— 
ports des Exekutors erfolgen. 

Die Anftellung der Exekutoren liegt den Ortsgerichten ob, und ich weiſe dieſelben an: 
die Wahl derſelben binnen 14 Tagen vorzunehmen und nach Ablauf dieſer Friſt unerinnert, bei 
Vermeidung der Abſendung eines koſteupflichtigen Boten, hierüber unter Darlegung des Befähi— 
gungs-Nachweiſes des Gewählten an mich zu berichten. 

Ich werde nach erfolgter Prüfung der Qualifikation der Gewählten die Vereidung der— 
ſelben nach Vorſchrift des $ 4 der Verordnung vom 30. Juli v. J. veranlaſſen. 

Kamienietz, den 25. Juli 1854. 


Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 


N 129. Des Königs Majeſtät haben durch allerhöchſte Kabinetsordre vom 5. d. 
Mts. zu befehlen geruht, daß die großen Herbſtübungen des 5. und 6. Armee-Corps mit Ein- 
ſchluß der Uebungen der Bataillons des 3. Garde-Landwehr-Regiments in dieſem Jahre ganz 
ausfallen ſollen. 

Zudem ich dies hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringe, fordere ich zugleich die Orts- 
vorſtände des Kreiſes auf, ſofort in ihren Gemeinden bekannt zu machen, daß hiernach weder 
Uebungen der Landwehr-Jufanterie noch Kavallerie in dieſem Jahre ftattfinden und daß daher 
die zur Uebung bereits beorderten Mannſchaften der Infanterie und Kavallerie in der Heimath 
verbleiben können. 


Die Landwehr-Pioniere und die Trainfahrer dagegen haben vorlaͤufig noch der 


erhaltenen Ordre Folge zu leiſten. 
Kamienietz, den 11. Auguſt 1854. 
Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 


M 130. Die Eröffnung der Jagd betreffend. Bei dem vorgerückten Stan- 
de der Ernte machen wir von der uns durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 18. November 


1841 ertheilten Ermächtigung zu einer Abänderung des geſetzlichen Eroͤffnungstermins der klei— 
nen Jagd Gebrauch, und beſtimmen zu demſelben den 16. d. Mts. mit dem Bemerken, daß 
Uebertretungen nach den geſetzlichen, gemäß $ 18 des Jagd-Polizei-Geſetzes vom 7. März 
1850 in voller Kraft beſtehenden, Strafbeſtimmungen geahndet werden. 

Oppeln, den 8. Auguſt 1854. 


Königliche Regierung. 
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131. Sobald ein erlaſſener Steckbrief durch die Verhaftung des verfolgten In- 
dividuums oder auf andere Art erledigt wird, muß dies jederzeit zur offentlichen Kenntniß durch 
die nämlichen Blätter und Organe gebracht werden, welche den Steckbrief veröffentlicht haben, 
damit wenn das verfolgte Individuum an einem Orte, nachdem es wieder freigelaſſen worden, 


ſpäter zum Vorſchein kommt, jeder Zweifel darüber beſeitigt wird, ob daſſelbe noch an die im 
Steckbrief bezeichnete Behörde abzuliefern iſt. 


Die ländlichen Ortspolizeibehoͤrden find hiernach zur gleichmäßigen Beachtung hinſicht 
lich der ihrerſeits erlaſſenen Steckbriefe von den Königl. Landrathsämtern zu inſtruiren. 
Oppeln, den 24. Juni 1854. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Heidfeld. 


An die ſämmtlichen Königl. Landrathsämter und die 
Magiſträte des Departements. 
A. d. J. VI. 14716. 


Abſchrift vorſtehenden Erlaſſes theile ich den Polizeibehörden des Kreifes zur Keunt— 
nißnahme und Nachachtung mit. 
Kamienietz, den 10. Juli 1854. 


Der Königliche Landrath 
Graf Strach witz. 


N 132. Aus den von vielen Seiten einlaufenden Klagen über große Vermehrung 
der Concubinate und über den entſittlichenden Einfluß, den die Duldung derſelben auf die Be— 
voͤlkerung ausübt, iſt Veranlaſſung genommen worden, das auf die Concubinate bezügliche Ver— 
fahren neuerdings einer umfaſſenden Erörterung zu unterwerfen. 

Wenn ſchon durch die Verfügung an die Königl. Regierung zu Potsdam vom 24. Juli 
1851, welche auch den meiſten übrigen Königl. Regierungen mitgetheilt worden iſt, die fortdau— 
ernde Gültigkeit der Allerhöͤchſten Kabinets-Ordre vom 4. Oktober 1810 nachgewieſen und da- 
her das polizeiliche Einſchreiten gegen das Zuſammenleben von Perſonen verſchiedenen Geſchlechts, 
deren Verheirathung ein geſetzliches Eheverbot entgegenſteht, angeordnet worden iſt, jo wurde 
doch Anſtand genommen, ein ſolches Einſchreiten auch hinſichtlich anderer Concubinate ausdrück— 
lich vorzuſchreiben. Bezüglich auf ſolche Concubinate, welche oͤffentliches Aergerniß er 
regen, auch wenn dieſes durch die Exiſtenz von Eheverboten zwiſchen den concubirenden Per— 
ſonen nicht hervorgerufen wird, iſt es jedoch unbedenklich, gleichfalls auf polizeilichem Wege ein— 
zuſchreiten. Dieſe Anſicht liegt ſchon dem Cireular-Erlaſſe vom 5. Juli 1841 zum Grunde 
und hat auch neuerdings die Zuſtimmung des Koͤnigl. Staats-Miniſteriums gefunden. 

Diejenigen Fälle ſpeciell zu definiren, in welchen ein öffentliches Aergerniß anzunehmen 
iſt, erſcheint weder angemeſſen noch auch möglich, da vielmehr nach den beſonderen Umſtanden 
jedes einzelnen Falles von den Behörden beurtheilt werden muß, ob ein Concubinat öffentliches 
Aergerniß errege. 

Hiernach iſt fortan ein polizeiliches Einſchreiten gegen Concubinate nicht auf die Fälle 
eines zwiſchen den Betheiligten beſtehenden Ehehinderniſſes zu beſchränken, ſondern ſoll überall 


134 


da eintreten, wo nach dem pflichtgemaͤßen Ermeſſen der Behörden das Zuſammenleben im Con— 
cubinate Veranlaſſung zu einem öffentlichen Anſtoße giebt. 8 


; Die nächſte Einwirkung hierbei wird der Regel nach von den Geiftlichen, im Wege 
des ſeelſorgerlichen Zuſpruchs und der Ermahnung, vorzunehmen ſeyn. Wo aber ein ſolcher Zus 


ſpruch des Geiſtlichen ohne Erfolg bleibt, oder wo die betheiligten Perſonen dem Geiſtlichen die 
Annäherung als Seelſorger verſchließen, it alsdann, auf diesfällige Anzeige des Geiſtlichen, die 
Aufhebung des anftößigen Verhäaltniſſes von der betreffenden polizeilichen Behörde anzuordnen 
und eventuell dieſe Anordnung unter Anwendung der zu Gebote ſtehenden Executionsmittel 
durchzuführen. 

Die Königl. Regierung veranlaſſe ich hiernach in vorkommenden Fällen zu verfahren 
und auch die ihr untergebenen Polizeibehoͤrden mit Anweiſung zu verſehen. 

Berlin, den 11. April 1854. 


Der Miniſter des Innern. 
(gez.) von Weſtphalen. 
An die Königl. Regierung zu Oppeln. 
2653. II. 


Abſchrift vorſtehenden Reſeripts zur Nachachtung. Die Königl. Landrathsaͤmter haben 
hiernach die laͤndlichen Polizeibehörden mit Inſtruction zu verſehen. 1 

Oppeln, den 2. Juni 1854. N 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Heidfeld. 
Circular 

an die ſaͤmmtlichen Königl. Landrathsämter und die 

Magiſträte im hieſigen Departement. 
A. d. J. VI. 1026 b. 


des Kreiſes. 
Kamienietz, den 23. Juni 1854. 


Der Königliche Landrat h 
Graf Strachwitz. 


a . 133. Auf den Bericht vom 9. d. Mts. betreffend die Beſchwerden des Bauers 
Daniel Hinze und des Tagearbeiters Carl Dewitz zu Wilkersdorf wegen verſagter Genehmi⸗ 


Abſchrift vorſtehender Verfügung bringe ich hiermit zur Kenntniß der Polizeibehörden | 


gung zur Errichtung von Wohngebäuden auf Theilen der Dorffreiheit zu Wilkersdorf, wird 


der Koͤnigl. Regierung unter Rückſendung der beiden Zeichnungen eröffnet, daß die Zurückwei⸗ 
fung der Anträge der Beſchwerdeführer aus den von Ihr geltend gemachten Rückſichten im In— 
tereſſe der Bau-, Feuer- und Wegepolizei nur vollkommen gebilligt werden kann, die Beſchwer— 
deführer daher abſchlägig beſchieden worden find. . 

Auffallend iſt es, wie die Dorfgerichte nach der, von den Beſchwerdeführern beigebrach- 
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ten Beſcheinigung bei einer Verengung der Dorfſtraße bis auf 25 Ruthen Breite für die Ge⸗ 
währung des Geſuches ſich haben ausſprechen können. 

Da dem Vernehmen nach in neuerer Zeit die Veräußerung von Theilen der ſogenann— 
ten Dorffreiheiten (Anger, Auen,) oder Dorfſtraßen vielfach vorgekommen iſt, wo dieſe Realitäten 
in Folge der neuern Geſetzgebung von den Gemeinden als ihr Eigenthum angeſehen worden, 
oder eine Theilung derſelben zwiſchen dem Gutsherrn und der Gemeinde ſtattgefunden hat, 
oder die im privativen Beſitz befindlichen Gutsherren aus Beſorgniß künftiger Beſchränkung 
ihrer Befugniſſe zum Verkauf ſchreiten, und hierdurch manche Doͤrfer in dieſer Beziehung eine 
völlige Veränderung erfahren haben, ſo nehme ich Veranlaſſung, die beſondere Aufmerkſamkeit 
der Königl. Regierung auf dieſen wichtigen Gegenſtand zu lenken. 

Abgeſehen davon, daß dergleichen Dorffreiheiten ꝛe., wo dieſelben mit Bäumen beſetzt 
find, eine Zierde des Ortes bilden, find ſolche unverkennbar für manche öffentliche Zwecke von 
weſentlichem Nutzen, ſofern fie zur Errichtung von Gemeinde- Badhäufern, zur Aufſtellung der 
Feuerlöſch⸗Gerälhſchaften und der dazu erforderlichen Gebäude, zu öffentlichen Brunnen und 
Viehſchwemmen, zu Baumſchulen und andern Bedürfuiſſen der Gemeinden eine nützliche Verwen- 
dung gefunden haben und finden konnen, für deren Vefriedigung in der Regel ſehr ſchwer ein 
Erſatz zu bieten it, Dieſen Rückſichten gegenüber kann der, aus der Veräußerung erzielte, ger 
ringe Gewinn kaum in Betracht kommen. Insbeſondere aber iſt auch das Jutereſſe der Wege— 
bau- und Fener- Polizei dabei ins Auge zu faſſen. In erſterer Beziehung verſteht ſich, daß 
überall darauf gehalten werden muß, die erforderliche Breite der Straße, nach Maßgabe der 
dermaligen Verkehrsverhältniffe und deren vorausſichtlicher Erweiterung, feſtzuhalten. In Betreff! 
der Bau- und Feuerpolizei erſcheint dies jedoch ungenügend, Da in den Scheunen und Stal— 
len der Dörfer bedeutende Mengen leicht feuerfangender und zur Verbreitung eines Brandes 
durch Flugfener geeigneter Stoffe aufgehäuft find, bedingt dies an und für ſich die Nothwen— 
digkeit möglichſter Entfernung, der Gebäude von einander. 

In den Städten iſt für die Errichtung von Heu-, Stroh- ꝛc.“ Magazinen wegen deren 
beſonderer Feuergefährlichkeit auch da, wo die Umgebungen eine durchaus feuerſichere Bauart 
darbieten, die Anordnung erheblicher Entfernungen erforderlich. Dies Erforderniß tritt in den 
Dörfern in verſtärktem Maße hervor, da in denſelben eine größere Anzahl ſolcher, mit leicht 
brennbaren Stoffen angefüllter Gebäude. in mehr oder minderer Entfernung von einander bei- 
ſammen iſt, während es, namentlich ſobald das Feuer bereits eine größere Ausdehnung erlangt 
hat, an hinreichenden Mitteln und Kräften zur Dämpfung deſſelben mangelt. Dazu kommt, daß 
es noch vielfach an völlig maſſiv gebauten Wohnungs- und Wirthſchaftsgebäuden in den Dör⸗ 
fern fehlt, namentlich der Beſeitigung der Schindel-, Stroh- und Rohrdächer oft überwiegende 
Schwierigkeiten ſich entgegenſtellen. Die Erfahrung lehrt auch, daß Brände in den Dörfern, ſo— 
fern nicht eine zeitige und ſchleunige Unterdrückung des Feuers gelingt, eine verheerende Wir— 
kung zu erreichen pflegen. Durch die bei Anlegung von Dörfern ſehr reichlich bemeſſene Aus⸗ 
dehnung der Dorfſtraßen ꝛc. iſt einer Verbreitung des Feuers von eier Seite der Haͤuſerreihe 
nach der andern ein Hinderniß geboten. Werden die vorhandenen breiten Dorffreiheiten ver— 
äußert und mit Gebäuden beſetzt, jo mehrt ſich offenbar die Feuersgefahr und die Verbreitung. 
des Feuers wird erleichtert. 

Der Königl. Regierung wird daher empfohlen, durch entſprechende Anweiſung der Land- 
räthe den diesfälligen Nachtheilen nachdrücklich entgegen zu treten, und. damit weiteren Liebel- 
ſtänden vorgebeugt werde, vorläufig jedenfalls anzuordnen, daß zu allen baulichen Anlagen auf 
den zur Zeit vorhandenen Dorffreiheiten (Angern, Auen,) oder Dorfſtraßen Ihre beſondere Ge— 
nehmigung einzuholen und dem diesfalligen Geſuche mindeſtens eine, die örtlichen Verhältnisse 
und Dimenfionen ergebende Handzeichnung, beizufügen ſey. 
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Außerdem empfiehlt es fich, dafür zu forgen, daß nach und nach die Baufluchtlinien in 
in den Dörfern feſtgeſtellt werden, welche für Neubauten maßgebend find, dergeſtalt, daß ge— 
gen dieſelben hervortretend, kein Bau zuzulaſſen, und vorhandene, über ſolche vortretende Ger 
bäude für den Fall des Abbruchs oder Abbrennens nur nach dem feſtgeſetzten Alignement wie— 
der aufzubauen find, wozu das Geſetz vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung hinrei— 
chenden Anhalt gewährt. 

In der Beſetzung der Dorffreiheiten oder Dorfſtraßen mit Bäumen iſt außerdem ein 
wirkſames Mittel zur Verhütung der Verbreitung des Feuers von einer Seite der Dorf— 
ſtraße nach der andern zu erkennen und im Intereſſe der Feuerſicherheit zu wünſchen, daß 
der Einwirkung der Landraͤthe die Erhaltung derartiger Pflanzungen, und wo dergleichen fehlen, 
deren Anlegung, gelingen möge, 

Berlin, den 31. Mai 1854. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
An die Königl. Regierung zu Frankfurt a.) O. 


Abſchrift erhält die Königl. Regierung zur Nachachtung. 
Berlin, den 31. Mai 1854. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und eee Arbeiten. 
(gez.) von der Heydt. 
An die we Regierung zu Oppeln. 
5698. 


Abſchrift hiervon zur Nachricht, zur Nachachtung und zur Anweiſung der Ortsbehoͤrden. 
Oppeln, den 18. Juli 1854. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Heidfeld. 
An ſämmtliche reſp. Landrathsämter des Departements. 7 
A. d. J. XIII. VIII. IV. III. 119 a. 


Vorſtehender Erlaß wird den Polizei- und Ortsbehoͤrden zur Nachachtung hierdurch 
mitgetheilt. 
Kamienietz, den 8. Juni 1854. 


Der Königliche Landrat h 
Ga Strach witz. 


8 e 7 anntmadung. Dies wird den Kanalfeirfern zur Beachtung be⸗ 
Der Klodnitz⸗Kanal wird wegen mehrerer kannt gemacht. 5 
nothwendig gewordener Reparaturen an den Schleuſen Oppeln, den J. Auguſt 1854. 


und Brücken in feiner ganzen Länge vom Z. dis önialiche Neaier | 
incl. 23. September d. J. für die Schifffahrt ger Konkgliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
ſperrt werden. Heidfeld. 
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